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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Detmold
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 KR 44/04 ER
Datum 22.03.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 B 32/04 KR ER
Datum 26.05.2004

3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Der Antragsteller wendet sich im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gegen die
Einbehaltung des vollen statt des hÃ¤lftigen Beitrags von VersorgungsbezÃ¼gen
seit dem 01.01.2004.

Der Antragsteller ist versicherungspflichtiger Rentner und bezieht seit dem
01.01.1983 beitragspflichtige VersorgungsbezÃ¼ge von dem Landesamt fÃ¼r
Besoldung und Versorgung (LBV). Die BeitrÃ¤ge aus dem Versorgungsbezug
werden im Rahmen des Zahlstellenverfahrens einbehalten und an die
Antragsgegnerin weitergeleitet.

Am 05.12.2003 informierte das LBV den Antragsteller Ã¼ber die zum 01.01.2004 in
Kraft tretende GesetzesÃ¤nderung, wonach der volle allgemeine Beitragssatz zur
Krankenversicherung der Rentner einbehalten wird (Â§ 248 Satz 1 SGB V in der
Fassung von Art. 1 Nr. 148 GKV-Modernisierungsgesetz vom 14.11.2003, BGBl I, S.
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2190).

Mit Schreiben vom 05.01.2004 â�� gerichtet an das LBV â�� und mit weiterem
Schreiben vom 28.01.2004, die jeweils als Widerspruch bezeichnet wurden, wandte
sich der Antragsteller gegen die BeitragserhÃ¶hung aufgrund der bei ihm
vorliegenden persÃ¶nlichen wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse. Im Ã�brigen machte er
verfassungsrechtliche Bedenken hinsichtlich der Wirksamkeit der
GesetzesÃ¤nderung geltend und wies in diesem Zusammenhang auf die seiner
Auffassung nach nicht zutreffend gewÃ¼rdigten Kriegsverwundungen hin, unter
denen er leidet.

Mit Schriftsatz vom 01.03.2004, bei Gericht eingegangen am 08.03.2004, begehrt
der KlÃ¤ger nunmehr im Eilverfahren "die Feststellung der aufschiebenden Wirkung
gegen die Einbehaltung von BeitrÃ¤gen zur Krankenversicherung" von seinen
VersorgungsbezÃ¼gen. Er behauptet, aufgrund der Einbehaltung der BeitrÃ¤ge
sinke sein Einkommen unter den Regelsatz des BSFIG. Im Ã�brigen kÃ¤men weitere
Belastungen durch die PraxisgebÃ¼hr hinzu, so dass die medizinische Versorgung
fÃ¼r ihn, seine Frau und das von ihm zu versorgende Rechtswissenschaften
studierende Enkelkind nicht gewÃ¤hrleistet sei.

Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤Ã�, die aufschiebende Wirkung des
Widerspruchs vom 28.01.2004 anzuordnen.

Die Antragsgegnerin beantragt, den Erlass einer einstweiligen Anordnung
abzulehnen.

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist unzulÃ¤ssig.

Nach Â§ 86 b Absatz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der Hauptsache
in den FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschiebende
Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung anordnen. Dagegen beinhaltet Â§ 86 b
Abs. 2 SGG die MÃ¶glichkeit, eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den
Streitgegenstand zu treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Ã�nderung
des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers
vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte. Ebenso sind einstweilige
Anordnungen zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint.

Die von dem Antragsteller konkret beantragte Feststellung der aufschiebenden
Wirkung seines Widerspruchs kommt bereits deswegen nicht in Betracht, da die
Antragsgegnerin keinen Verwaltungsakt erteilt hat. Insbesondere stellt sich die
Einbehaltung der hÃ¶heren BeitrÃ¤ge seit dem 01.01.2004 durch die Zahlstelle â��
d. h. durch das LBV â�� nicht als Verwaltungsakt der Antragsgegnerin dar. Vielmehr
handelt es sich um eine tatsÃ¤chliche Handlung, und zwar die Umsetzung des zum
01.01.2004 in Kraft getretenen Gesetzes und gerade nicht um eine Regelung im
Einzelfall, die jedoch fÃ¼r den Erlass eines Verwaltungsaktes gefordert wird. Im
Ã¼brigen werden die BeitrÃ¤ge gem. Â§ 256 SGB V von der Zahlstelle â�� dem LBV
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â�� einbehalten, so dass sich der Abzug der hÃ¶heren BeitrÃ¤ge nicht als
Verwaltungsentscheidung der Antragsgegnerin darstellen kann. Aber auch der dem
Begehren des Antragstellers nach Auslegung zu entnehmende Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Anordung dahingehend, die Antragsgegnerin vorlÃ¤ufig zu
verpflichten, Â§ 248 SGB V a.F. anzuwenden und den hÃ¤lftigen Beitragssatz in
seinem Falle festzustellen, ist nicht zulÃ¤ssig.

ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzung fÃ¼r den Erlass einer allenfalls in Betracht
kommenden Regelungsanordnung gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 SGG, ist das Vorliegen
eines RechtsschutzbedÃ¼rfnisses seitens des Antragstellers. Denn nur dann, wenn
nach dem Vortrag des Betroffenen durch den Erlass eines Verwaltungsaktes oder
seiner Ablehnung bzw. Unterlassung die Verletzung einer ihm zustehenden
Rechtsposition mÃ¶glicherweise in Betracht kommt, ist die gerichtliche
Inanspruchnahme des Einzelnen zulÃ¤ssig.

Zum gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt existiert jedoch keine Entscheidung der
Antragsgegnerin, durch die der Antragsteller in seinen Rechten verletzt sein
kÃ¶nnte. Der Antragsteller wendet sich letztlich unmittelbar gegen das GMG, ohne
eine Umsetzung der streitigen Vorschrift durch die Antragsgegnerin als
Einzugsstelle abgewartet oder beantragt zu haben. Ein rechtswidriges Verhalten der
Antragsgegnerin wird damit nicht behauptet, so dass die MÃ¶glichkeit einer
Rechtsverletzung durch die Antragsgegnerin nicht besteht.

Der Antragsteller ist darauf zu verweisen, zunÃ¤chst den Bescheid der
Antragsgegnerin zur Feststellung der Beitragslast abzuwarten und hiergegen
Rechtsmittel einzulegen. In diesem Zusammenhang ist zur Information des
Antragsstellers anzumerken, dass nach einer gemeinsamen PresseerklÃ¤rung des
Verbandes der Angestellten-Krankenkassen e.V. (VdAK) und des Arbeiter-
Ersatzkassen-Verbandes e.V. (AEV) vom 13.02.2004 zur RechtmÃ¤Ã�igkeit des Â§
248 Satz 1 SGB V (neu) Musterverfahren durchgefÃ¼hrt werden sollen und
Versicherte, die keinen Beitragsbescheid von ihrer Krankenkasse erhalten haben,
keinen fÃ¶rmlichen Rechtsbehelf einlegen mÃ¼ssen. Hingegen mÃ¼ssen
Versicherte, die einen Beitragsbescheid erhalten haben, zur Vermeidung des
Eintritts der Bestandskraft dagegen Widerspruch einlegen und kÃ¶nnen sodann das
Ruhen des Verfahrens bis zum Ausgang des Musterverfahrens beantragen
(www.vdak.de).

Das Gericht weist ergÃ¤nzend darauf hin, dass auch bei Vorliegen eines Bescheides
der Antragsgegnerin zur Beitragslast, der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden
Wirkung des Widerspruches zwar zulÃ¤ssig aber unbegrÃ¼ndet wÃ¤re, da das
Interesse an der aufschiebenden Wirkung des Antragstellers nicht das
Vollzugsinteresse Ã¼berwiegt. Seit dem 01.01.2004 ist der volle Beitragssatz auf
VersorgungsbezÃ¼ge zu zahlen. Die Regelung des Â§ 248 Satz 1 SGB V ist nach der
hier gebotenen PrÃ¼fung weder rechtswidrig noch verfassungswidrig.
GrundsÃ¤tzlich ist dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum eingerÃ¤umt,
inwieweit soziale Rechte gewÃ¤hrt bzw. eingeschrÃ¤nkt werden. Eine
offensichtliche Verfassungswidrigkeit, wie sie der Antragsteller formuliert, ist durch
die BeitragserhÃ¶hung, auch wenn diese fÃ¼r den Einzelnen spÃ¼rbar sein mag,
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nach Auffassung des Gerichts nicht gegeben.

Der Antrag war daher abzulehnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 21.04.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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